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Erster Qualifizierungslehrgang für Kreisgerichtsdirektoren
Von GEORG PASSON, Leiter der Justizverwaltungsstelle des Bezirks Leipzig

In der Zeit vom 24. November bis 12. Dezember 1958 
wurde auf der Justizschule in Ettersburg der erste 
Qualifizierungslehrgang für Kreisgerichtsdirektoren 
durchgeführt. Entsprechend der Bedeutung dieses Lehr­
gangs hat der Minister der Justiz, Frau Dr. Hilde Ben­
jamin, mehrfach an Lektionen, Seminaren und auch 
einer Parteiversammlung teilgenommen sowie die Ab- 
schlußeinschätzung des Lehrgangs geleitet.

Wie kam es zu diesem Lehrgang und welches Ziel 
hatte er?

Die Partei der Arbeiterklasse hat in der Vergangen­
heit oft darauf hingewiesen, daß die Werktätigen gerade 
an die leitenden Funktionäre der staatlichen Organe 
hohe Anforderungen stellen und ihre Leistungen nach 
ihren Erfolgen beim Aufbau des Sozialismus beurteilen. 
Ein großer Teil der Richter wurde den Anforderungen 
nicht immer gerecht. Das hat die von den Arbeitern und 
der Partei der Arbeiterklasse geübte Kritik an der Ar­
beit der Gerichte gezeigt. Das Ministerium der Justiz 
beschäftigte sich daher schon seit langer Zeit mit der 
Frage, wie besonders die leitenden Mitarbeiter der Ge­
richte qualifiziert werden können. Den unmittelbaren 
Anlaß zur Durchführung des Qualiftzieruhgslehrgangs 
gab dann jedoch der V. Parteitag der SED, auf dem 
Walter Ulbricht eine bedeutende Verbesserung der Ar­
beit der Justizorgane zur Wahrung der sozialistischen 
Rechtsordnung forderte. Es ist bekannt, daß der V. Par­
teitag die Ausarbeitung neuer, sozialistischer Gesetze, 
wie das LPG-Recht, das Zivilgesetzbuch, das Straf­
gesetzbuch usw., beschlossen hat. Die Gerichte werden 
jedoch nur dann in der Lage sein, die neuen Gesetze 
richtig anzuwenden, wenn die Richter ein hohes ideo­
logisch-politisches Niveau haben. Die Ursache für die 
Kritik der Bevölkerung an der Arbeit der Gerichte 
liegt, wie zahlreiche Überprüfungen ergeben haben, in 
der mangelnden Parteilichkeit der Rechtsprechung, der 
unzulänglichen Beherrschung der Dialektik, im unge­
nügenden ideologisch-politischen Niveau und im For­
malismus. In Kenntnis dieser Mängel hat sich der Mi­
nister der Justiz auf dem V. Parteitag der SED ver­
pflichtet, Qualiflzierungslehrgänge durchzuführen. Die 
Qualifizierung der Mitarbeiter durch derartige Lehr­
gänge ist daher auch in den Perspektivplan des Ministe­
riums der Justiz zur Verwirklichung der Beschlüsse des 
V. Parteitages aufgenommen worden. Nur so können 
die Gerichte der DDR bis zum Jahre 1965 zu sozialisti­
schen Gerichten entwickelt werden.

Der V. Parteitag hat weiterhin beschlossen, die Rich­
ter in Zukunft wählen zu lassen. Die Wahl der Richter 
der DDR, die die erste Richterwahl in Deutschland 
sein wird, ist von großer politischer Bedeutung. Sie ist 
nicht nur eine Probe auf die Qualität der von den Ge­
richten geleisteten Arbeit, sondern auch jeder einzelne 
Richter wird hier feststellen können, inwieweit er poli­
tisch, juristisch und menschlich den Anforderungen' ent­
spricht, die die Arbeiter und Bauern an ihre Richter 
stellen. Es ist daher die Pflicht jedes Richters, der als 
Kandidat .vor der Bevölkerung steht, sich seiner Ver­
antwortung und des Ernstes der Situation bewußt zu 
sein. Jeder Richter muß sich die Frage stellen: „Wo 
stehe ich als Richter und habe ich immer meine ganze 
Kraft für die Festigung unseres Arbeiter-und-Bauern- 
Staates eingesetzt?“

Das Kreisgericht, das zu einem sozialistischen Gericht 
entwickelt werden muß, ist in erster Linie dazu be­
rufen, an der Verbesserung der Arbeit der Justizorgane 
im allgemeinen und der Vorbereitung der Richterwahl 
mitzuwirken, da es am unmittelbarsten mit der Be­
völkerung Verbindung hat. Hier werden weit über 
90 Prozent aller Straf- und Zivilsachen erster Instanz 
verhandelt. Die Resonanz, die die Arbeit des Kreis­
gerichts in der Bevölkerung hat, ist damit gleichzeitig

der Gradmesser des Vertrauens zur Justiz überhaupt. 
Das Kreisgericht bringt die Verbundenheit zwischen 
Staat, Justiz und Bevölkerung, insbesondere infolge der 
Tätigkeit der Schöffen und Schiedsmänner, am stärksten 
zum Ausdruck. Durch diese enge Verbindung erfolgt 
auch die Willensbildung der Werktätigen in der Recht­
sprechung. Beim Kreisgericht berühren sich unmittelbar 
die Leitung des Staates und die Mitwirkung der Mas­
sen. Bei der Verwirklichung des Prinzips des demokra­
tischen Zentralismus — der Einheit von zentraler Lei­
tung und Mitwirkung der Massen — spielt der Kreis­
gerichtsdirektor eine besondere Rolle. Er ist für das 
Ministerium der Justiz der leitende Funktionär auf der 
untersten Ebene. Gleichzeitig verkörpert er jedoch in 
seinem Gericht die zentrale Leitung, nicht nur gegen­
über seinem Kreisgericht, sondern auch gegenüber den 
Schöffen und Schiedsmännern.

Das Kreisgericht hat die in § 2 GVG festgelegten 
Aufgaben der Rechtsprechung durchzusetzen. Dem Di­
rektor obliegt daher sowohl die Anleitung als auch die 
Kontrolle der Rechtsprechung seines Gerichts. Gleich­
zeitig muß er die Arbeit seiner Schöffen, Richter und 
sonstigen Mitarbeiter beaufsichtigen. Es war daher 
wichtig, auf diesem ersten Lehrgang für Kreisgerichts­
direktoren die Aufgaben als Leiter herauszuarbeiten 
und jedem bewußt zu machen. Das ist in vollem Um­
fang gelungen. Alle an diesem Lehrgang Beteiligten 
haben ihr Bestes gegeben, und so konnte jeder Teil­
nehmer am Schluß des Lehrgangs zu der Feststellung 
kommen, daß er für seine künftige Arbeit viel gelernt 
hat.

39 Kreisgerichtsdirektoren haben diesen ersten Lehr­
gang besucht. Der größte Teil der Teilnehmer war be­
reits über drei Jahre als Kreisgerichtsdirektor tätig. 
Außerdem nahmen auch vier Richter teil, die in näch­
ster Zeit Kreisgerichtsdirektoren werden sollen. 27 Teil­
nehmer waren bis zu 40 Jahre alt. Diese Zusammen­
setzung hat sich auf den Lehrgang günstig ausgewirkt 
und sollte beibehalten werden. Man müßte auch bei der 
Auswahl für die künftigen Lehrgänge beachten, daß 
nicht nur jüngere Richter oder Direktoren delegiert 
werden, sondern auch Mitarbeiter, die schon älter sind, 
Lebenserfahrung besitzen und den Aufbau unserer 
Justiz miterlebt haben. Auch unseren älteren und be­
währten Richtern und Kreisgerichtsdirektoren muß die 
Möglichkeit gegeben werden, derartige Qualifizierungs­
lehrgänge zu besuchen, damit sie nicht hinter dem 
Tempo der Entwicklung Zurückbleiben. Unbefriedigend 
war der Anteil der Frauen. Es nahmen nur sechs Direk­
torinnen am Lehrgang teil. Zwar entsprach diese Zu­
sammensetzung des Lehrgangs etwa der Praxis. Die 
Justizverwaltungsstellen müssen jedoch bei ihrer künf­
tigen Auswahl der Teilnehmer berücksichtigen, daß der 
Anteil der Frauen als Kreisgerichtsdirektoren sich ver­
größern, statt wie bisher zurückgehen müßte. Früher 
haben wir von allen Teilen des Staatsapparates den 
größten Prozentsatz an Frauen in leitenden Funktionen 
gehabt. Bei der derzeitigen Entwicklung besteht die 
Gefahr, diesen Vorsprung zu verlieren. Die Delegierung 
von Frauen ist daher in Zukunft besonders zu beachten. 
Sie stellt eine hervorragende Form der Qualifizierung 
und Förderung der Frauen dar.

Als richtig hat sich ebenfalls erwiesen, daß keine 
Differenzierung nach größeren und kleineren Kreis­
gerichten vorgenommen wurde. Es sollte dabei auch bei 
den künftigen Lehrgängen verblieben werden, daß 
Direktoren vom kleinsten bis zum größten Kreisgericht, 
vom Gericht eines Agrarkreises bis zum Stadtbezirks­
gericht teilnehmen. Die meisten Kreisgerichte sind mit 
zwei bis drei Richtern besetzt. Die Qualifizierung der 
Leitungstätigkeit und die demgemäß verbesserte Arbeit 
geben die Möglichkeit, die Direktoren von kleineren
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